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E i n l a d u n g 
 

 
 

Sitzung Nr. 32/2020 

HA Nr. 2/2020 

 
 
An die Mitglieder  

des Haupt- und Finanzausschusses 
der Stadt Bornheim 

Bornheim, den 05.03.2020 

 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

 
zur nächsten Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses der Stadt Bornheim lade ich Sie 
herzlich ein.  
Die Sitzung findet am Mittwoch, 01.04.2020, 18:00 Uhr, im Ratssaal des Rathauses 
Bornheim, Rathausstraße 2, statt 
 
.Die Tagesordnung habe ich wie folgt festgesetzt: 
 

TOP Inhalt Vorlage Nr. 

 Öffentliche Sitzung  

1 Bestellung eines Schriftführers/einer Schriftführerin  

2 Einwohnerfragestunde  

3 Entgegennahme der Niederschrift über die Sitzung Nr. 03/2020 vom 
16.01.2020 

 

4 Nachtragshaushaltssatzung 2019/2020 mit allen Anlagen 198/2020-2 

5 Halbjahresbericht Feuer- und Bevölkerungsschutz 082/2020-3 

6 Anregung nach § 24 GO NRW vom 02.01.2020 betr. Einführung der 
Erhebung einer Pferdesteuer in der Stadt Bornheim 
(BüA 18.02.) 

064/2020-2 

7 Antrag der Fraktion Bündnis 90/ Die Grünen vom 12.02.2020 betr. Er-
stellung einer Satzung über die Erhebung einer Verpackungssteuer auf 
Einwegverpackungen 
(UwA 31.03.) 

151/2020-2 

8 Gemeinsamer Antrag der Fraktionen CDU, FDP und UWG vom 
03.03.2020 betr. Stellenbedarf und Stellenausstattung in der Abteilung 
Feuerschutz 

214/2020-
11 

9 Große Anfrage der SPD-Fraktion vom 19.02.2020 betr. Teilfinanzierung 
Straßenausbaubeiträge (KAG) durch das Land NRW 

188/2020-7 

10 Mitteilung betr. Jahresabschluss der Stadt Bornheim für das Haushalts-
jahr 2019 - vorläufiges Ergebnis 

074/2020-2 

11 Mitteilung betr. Rückmeldungen zur Resolution des Rates der Stadt 
Bornheim "Keine Einsparung des Landes auf Kosten der Kommunen" 

213/2020-1 

12 Mitteilung betr. Möglichkeiten zur Beschäftigung von Menschen in 
Langzeitarbeitslosigkeit sowie von Menschen mit Behinderung 

218/2020-
11 

13 Mitteilung / Halbjahresbericht des Bürgermeisters (Bereich HFA) 143/2020-1 

14 Aktuelle Mitteilungen und Beantwortung von Fragen aus vorherigen 
Sitzungen 

221/2020-1 

15 Anfragen mündlich  
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 Nicht öffentliche Sitzung  

16 Vergabe des Auftrages für Elektroarbeiten (mobiler Stromerzeuger) im 
Feuerwehrgerätehaus Hersel 

094/2020-1 

17 Vergabe des Auftrages zur Sanierung von Abwasseranlagen in städti-
schen Gebäuden 

135/2020-1 

18 Vergabe des Auftrages für Architektenleistungen zur Umsetzung des 
Brandschutzkonzeptes für das Rathaus 

195/2020-1 

19 Vergabe des Auftrages zur Wartung einer Feuerleiter am Feuerwehr-
Einsatzfahrzeug 

200/2020-1 

20 Verlängerung bzw. Neuabschluss der Mietverträge mehrerer Objekte 
zur Unterbringung von Flüchtlingen 

212/2020-6 

21 Mitteilung betr. Abschluss des Insolvenzverfahrens über das Vermögen 
des Erschließungsträgers der Bebauungsplangebiete 220 A und 220 C 

219/2020-1 

22 Aktuelle Mitteilungen und Beantwortung von Fragen aus vorherigen 
Sitzungen 

222/2020-1 

23 Anfragen mündlich  

 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 

 
(Wolfgang Henseler) 
Bürgermeister 
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Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses der Stadt Bornheim am Donnerstag, 
16.01.2020, 18:00 Uhr, im Ratssaal des Rathauses Bornheim, Rathausstraße 2 
 

 X Öffentliche Sitzung  Sitzung Nr. 03/2020 

  Nicht-öffentliche Sitzung  HA Nr. 1/2020 

 
Anwesende 

Bürgermeister 
Henseler, Wolfgang Bürgermeister  

Mitglieder 
Hanft, Wilfried SPD-Fraktion  
Heller, Petra CDU-Fraktion  
Heßling, Günter CDU-Fraktion  
Kleinekathöfer, Ute SPD-Fraktion  
Knapstein, Günter CDU-Fraktion  
Koch, Maria - Charlotte Bündnis 90/Grüne-Fraktion  
Kretschmer, Gabriele CDU-Fraktion  
Krüger, Frank W. SPD-Fraktion  
Lehmann, Michael Fraktion-DIE LINKE  
Marx, Bernd CDU-Fraktion  
Müller, Marc CDU-Fraktion  
Paveh, Siyamak SPD-Fraktion  
Quadt-Herte, Manfred Bündnis 90/Grüne-Fraktion  
Schmitz, Heinz Joachim SPD-Fraktion  
Söllheim, Michael CDU-Fraktion  
Weiler, Jürgen Bündnis 90/Grüne-Fraktion  
Wingenbach, Matthias CDU-Fraktion  
Züge, Rainer SPD-Fraktion  

stv. Mitglieder 
Feldenkirchen, Hans Gerd UWG/Forum-Fraktion  
Kabon, Matthias FDP-Fraktion  
Schmitz, Rolf CDU-Fraktion  

Verwaltungsvertreter 
Brandt, Joachim  
Breuer, Wolfgang Feuerwehr  
Cugaly, Ralf  
Henseler, Frank Feuerwehr  
Krumbach, Nicole  
Pilger, Christiane  
Schier, Manfred, Erster Beigeordneter  
von Bülow, Alice, Beigeordnete  
Walter, Sabine  

Schriftführerin 
Altaner, Petra  

Nicht anwesend (entschuldigt) 
Feldenkirchen, Else UWG/Forum-Fraktion  
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Koch, Christian FDP-Fraktion  
Prinz, Rüdiger CDU-Fraktion  
 
 
T a g e s o r d n u n g 
 

TOP Inhalt Vorlage Nr. 

 Öffentliche Sitzung 
 

 

1 Bestellung eines Schriftführers/einer Schriftführerin  

2 Einwohnerfragestunde  

3 Entgegennahme der Niederschrift über die Sitzung Nr. 90/2019 vom 
28.11.2019 

 

4 Bornheimer Aktionsbündnis „Jugend trifft auf Blaulicht – Gemeinsam 
als Team“ 

779/2019-3 

5 Entwurf des Gesamtabschlusses 2018 751/2019-2 

6 Ordnungsbehördliche Verordnung über das Offenhalten von Ver-
kaufsstellen an Sonn- und Feiertagen in der Ortschaft Bornheim am 
17.05.2020 

749/2019-3 

7 Ordnungsbehördliche Verordnung über das Offenhalten von Ver-
kaufsstellen an Sonn- und Feiertagen in der Ortschaft Bornheim am 
06.09.2020 

770/2019-3 

8 Ordnungsbehördliche Verordnung über das Offenhalten von Ver-
kaufsstellen an Sonn- und Feiertagen in der Ortschaft Bornheim am 
29.11.2020 

771/2019-3 

9 Anregung nach § 24 GO NRW vom 25.09.2019 betr. Hundeangele-
genheiten 

605/2019-2 

10 Anregung nach § 24 GO NRW vom 17.10.2019 betr. "nette Toilette" 726/2019-5 

11 Große Anfrage der Fraktion Bündnis 90/ Die Grünen vom 19.12.2019 
betr. Bekämpfung von möglichen Bränden von Wäldern und Feldflu-
ren auf Bornheimer Stadtgebiet 

038/2020-3 

12 Mitteilung betr. Stellenausschreibung Amtsleitung 1 - Rechts-und 
Vergabeamt, Ratsbüro 

784/2019-11 

13 Mitteilung betr. Änderung des Dezernatsverteilungsplans ab 
01.01.2020 

782/2019-11 

14 Mitteilung betr. Veranstaltung "Internationaler Tag gegen Gewalt an 
Frauen" 

016/2020-GB 

15 Mitteilung betr. Veranstaltungen 2020 und touristische Projekte 018/2020-11 

16 Mitteilung betr. Neubau der Rettungswache Bornheim durch den 
Rhein-Sieg Kreis 

026/2020-3 

17 Aktuelle Mitteilungen und Beantwortung von Fragen aus vorherigen 
Sitzungen 

031/2020-1 

18 Anfragen mündlich  

 
 
 

Vor Eintritt in die Tagesordnung (der gesamten Sitzung) 
 

Bürgermeister Wolfgang Henseler eröffnet die Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses 
der Stadt Bornheim, stellt fest, dass ordnungsgemäß eingeladen worden ist und dass der 
Haupt- und Finanzausschuss beschlussfähig ist. 
 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss   
1. beschließt auf Vorschlag des Bürgermeisters, den Tagesordnung 23 von der 
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Tagesordnung abzusetzen 
 
und 
 

2. auf Antrag der SPD-Fraktion, die Tagesordnungspunkte 6-8 zusammen zu be-
handeln aber getrennt abzustimmen. 
 

Stimmenverhältnis: 
- Einstimmig - 
 
Die Tagesordnung der öffentlichen Sitzung wird in folgender Reihenfolge behandelt:  
TOP 1 – 18. 
 
 

 Öffentliche Sitzung 
 

 

1 Bestellung eines Schriftführers/einer Schriftführerin  

Frau Altaner ist bereits zur Schriftführerin bestellt. 
 

2 Einwohnerfragestunde  

Die gestellte Einwohnerfrage und die Antwort ist als Anlage der Niederschrift beigefügt. 
 
Anlage siehe Seite 11 
 

3 Entgegennahme der Niederschrift über die Sitzung Nr. 90/2019 
vom 28.11.2019 

 

Der Haupt- und Finanzausschuss erhebt gegen den Inhalt der Niederschrift über die Sitzung 
Nr. 90/2019 vom 28.11.2019 keine Einwände. 
 

4 Bornheimer Aktionsbündnis „Jugend trifft auf Blaulicht – Ge-
meinsam als Team“ 

779/2019-3 

Beschluss: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss nimmt die Ausführungen zur Kenntnis. 
 
- Einstimmig -  
 

5 Entwurf des Gesamtabschlusses 2018 751/2019-2 

Beschluss: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt dem Rat, wie folgt zu beschließen:  
 
Der Rat nimmt den Entwurf des Gesamtabschlusses für das Haushaltsjahr 2018 des Kon-
zerns „Stadt Bornheim“ zur Kenntnis und verweist diesen zur Prüfung an den Rechnungsprü-
fungsausschuss. 
 
- Einstimmig -  
 

6 Ordnungsbehördliche Verordnung über das Offenhalten von Ver-
kaufsstellen an Sonn- und Feiertagen in der Ortschaft Bornheim 
am 17.05.2020 

749/2019-3 

Beschluss: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss 
1. nimmt die Stellungnahmen und ergänzenden Ausführungen der Verwaltung zur 
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Kenntnis. 
 
2. empfiehlt dem Rat wie folgt zu beschließen:  
 
Der Rat beschließt die folgende Ordnungsbehördliche Verordnung über das Offenhalten von 
Verkaufsstellen an Sonn- und Feiertagen in der Stadt Bornheim am 17.05.2020 vom 
[XX.XX.]2020: 
 
Ordnungsbehördliche Verordnung über das Offenhalten von Verkaufsstellen an Sonn- 
und Feiertagen in der Stadt Bornheim am 17.05.2020 vom [XX.XX.]2020 
Aufgrund des § 6 Abs. 1 und 4 des Gesetzes zur Regelung der Ladenöffnungszeiten (La-
denöffnungsgesetz – LÖG NRW) vom 16. November 2006 (GV NRW S.516), in der zurzeit 
gültigen Fassung in Verbindung mit § 3 Abs. 1, § 27 Abs. 1 und 4 sowie § 34 Abs. 1 des Ge-
setzes über den Aufbau und die Befugnisse der Ordnungsbehörden für das Land Nordrhein-
Westfalen (OBG NRW) vom 13. Mai 1980 (GV NRW S.528) in der zurzeit gültigen Fassung 
und § 41 Abs. 1 Buchst. f der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen vom 14. 
Juli 1994 (GV NW S. 666) in der zurzeit gültigen Fassung, wird von der Stadt Bornheim als 
örtliche Ordnungsbehörde gemäß Beschluss des Rates der Stadt Bornheim vom 
[XX.XX.]2020 folgende ordnungsbehördliche Verordnung erlassen:  
 
§ 1 Verkaufsstellenöffnung 
Verkaufsstellen gemäß § 3 Abs. 1 LÖG NRW dürfen in Bornheim innerhalb des gemäß § 2 
bestimmten räumlichen Geltungsbereichs dieser Verordnung an folgenden Sonn- und Feier-
tagen in der Zeit von 13.00 bis 18.00 Uhr geöffnet sein: 
 
am 17.05.2020 anlässlich der „Kleinkirmes mit Bornheimer Frühling und Spargelfest sowie 
Klimatag“ 
 
§ 2 Räumlicher Geltungsbereich 
Der räumliche Geltungsbereich dieser Verordnung wird wie folgt bestimmt (Anlage 1):  
 
Königstraße 41 – 103,  Peter-Fryns-Platz, Peter-Hausmann-Platz 3 
 
§ 3 Ordnungswidrigkeiten 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 1 dieser Verordnung 
eine Verkaufsstelle außerhalb der durch diese Verordnung zugelassenen Zeiten und/oder 
Verkaufsstellen außerhalb des zugelassenen räumlichen Bereichs offenhält. 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann gemäß § 12 Abs. 1 Nr. 1 i. V. m. Abs. 2 LÖG NRW mit einer 
Geldbuße bis zu 5.000 Euro geahndet werden. 
(3) Über Absatz 1 hinaus bleibt die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach dem Gesetz 
zur Regelung der Ladenöffnungszeiten (Ladenöffnungsgesetz – LÖG NRW) von dieser Ver-
ordnung unberührt.  
 
§ 4 Inkrafttreten 
(1) Diese Verordnung tritt eine Woche nach dem Tag ihrer Verkündung in Kraft. 
(2) Gleichzeitig tritt die ordnungsbehördliche Verordnung über das Offenhalten von Ver-
kaufsstellen an Sonn- und Feiertagen vom 13.03.2019 außer Kraft. 
 
- Einstimmig -  
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7 Ordnungsbehördliche Verordnung über das Offenhalten von Ver-
kaufsstellen an Sonn- und Feiertagen in der Ortschaft Bornheim 
am 06.09.2020 

770/2019-3 

Beschluss: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss 
 
1. nimmt die Stellungnahmen und ergänzenden Ausführungen der Verwaltung zur 

Kenntnis. 
 
2. empfiehlt dem Rat wie folgt zu beschließen:  
 
Der Rat beschließt die folgende Ordnungsbehördliche Verordnung über das Offenhalten von 
Verkaufsstellen an Sonn- und Feiertagen in der Stadt Bornheim am 06.09.2020 vom 
[XX.XX.]2020: 
 
Ordnungsbehördliche Verordnung über das Offenhalten von Verkaufsstellen an Sonn- 
und Feiertagen in der Stadt Bornheim am 06.09.2020 vom [XX.XX.]2020 
Aufgrund des § 6 Abs. 1 und 4 des Gesetzes zur Regelung der Ladenöffnungszeiten (La-
denöffnungsgesetz – LÖG NRW) vom 16. November 2006 (GV NRW S.516), in der zurzeit 
gültigen Fassung in Verbindung mit § 3 Abs. 1, § 27 Abs. 1 und 4 sowie § 34 Abs. 1 des Ge-
setzes über den Aufbau und die Befugnisse der Ordnungsbehörden für das Land Nordrhein-
Westfalen (OBG NRW) vom 13. Mai 1980 (GV NRW S.528) in der zurzeit gültigen Fassung 
und § 41 Abs. 1 Buchst. f der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen vom 14. 
Juli 1994 (GV NW S. 666) in der zurzeit gültigen Fassung, wird von der Stadt Bornheim als 
örtliche Ordnungsbehörde gemäß Beschluss des Rates der Stadt Bornheim vom 
[XX.XX.]2020 folgende ordnungsbehördliche Verordnung erlassen:  
 
§ 1 Verkaufsstellenöffnung 
Verkaufsstellen gemäß § 3 Abs. 1 LÖG NRW dürfen in Bornheim innerhalb des gemäß § 2 
bestimmten räumlichen Geltungsbereichs dieser Verordnung am folgenden Sonn- und Feier-
tag in der Zeit von 13.00 bis 18.00 Uhr geöffnet sein: 
 
am 06.09.2020 anlässlich der „Großkirmes mit Bornheim Live! - Bornheimer Gewerbeschau 
und Automeile“ 
 
§ 2 Räumlicher Geltungsbereich 
Der räumliche Geltungsbereich dieser Verordnung wird wie folgt  bestimmt (Anlage 1):  
Für die Veranstaltung am 06.09.2020 anlässlich der „Großkirmes mit Bornheim Live! - Born-
heimer Gewerbeschau und Automeile“ im Ortsteil Bornheim: 
Königstraße 41 – 103,  Peter-Fryns-Platz, Peter-Hausmann-Platz 3 
 
§ 3 Ordnungswidrigkeiten 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 1 dieser Verordnung 
eine Verkaufsstelle außerhalb der durch diese Verordnung zugelassenen Zeiten und/oder 
Verkaufsstellen außerhalb des zugelassenen räumlichen Bereichs offenhält. 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann gemäß § 12 Abs. 1 Nr. 1 i. V. m. Abs. 2 LÖG NRW mit einer 
Geldbuße bis zu 5.000 Euro geahndet werden. 
(3) Über Absatz 1 hinaus bleibt die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach dem Gesetz 
zur Regelung der Ladenöffnungszeiten (Ladenöffnungsgesetz – LÖG NRW) von dieser Ver-
ordnung unberührt.  
 
§ 4 Inkrafttreten 
(1) Diese Verordnung tritt eine Woche nach dem Tag ihrer Verkündung in Kraft. 
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(2) Gleichzeitig tritt die ordnungsbehördliche Verordnung über das Offenhalten von Ver-
kaufsstellen an Sonn- und Feiertagen vom 13.03.2019 außer Kraft. 
 
- Einstimmig -  
 

8 Ordnungsbehördliche Verordnung über das Offenhalten von Ver-
kaufsstellen an Sonn- und Feiertagen in der Ortschaft Bornheim 
am 29.11.2020 

771/2019-3 

Beschluss: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss 
 
1. nimmt die Stellungnahmen und ergänzenden Ausführungen der Verwaltung zur 

Kenntnis. 
 
2. empfiehlt dem Rat wie folgt zu beschließen:  
 
Der Rat beschließt die folgende Ordnungsbehördliche Verordnung über das Offenhalten von 
Verkaufsstellen an Sonn- und Feiertagen in der Stadt Bornheim anlässlich des Weihnachts-
marktes am 29.11.2020 vom [XX.XX.]2020: 
 
Ordnungsbehördliche Verordnung über das Offenhalten von Verkaufsstellen an Sonn- 
und Feiertagen in der Stadt Bornheim anlässlich des Weihnachtsmarktes am 
29.11.2020 vom [XX.XX.]2020 
Aufgrund des § 6 Abs. 1 und 4 des Gesetzes zur Regelung der Ladenöffnungszeiten (La-
denöffnungsgesetz – LÖG NRW) vom 16. November 2006 (GV NRW S.516), in der zurzeit 
gültigen Fassung in Verbindung mit § 3 Abs. 1, § 27 Abs. 1 und 4 sowie § 34 Abs. 1 des Ge-
setzes über den Aufbau und die Befugnisse der Ordnungsbehörden für das Land Nordrhein-
Westfalen (OBG NRW) vom 13. Mai 1980 (GV NRW S.528) in der zurzeit gültigen Fassung 
und § 41 Abs. 1 Buchst. f der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen vom 14. 
Juli 1994 (GV NW S. 666) in der zurzeit gültigen Fassung, wird von der Stadt Bornheim als 
örtliche Ordnungsbehörde gemäß Beschluss des Rates der Stadt Bornheim vom 
[XX.XX.]2020 folgende ordnungsbehördliche Verordnung erlassen:  
 
§ 1 Verkaufsstellenöffnung 
Verkaufsstellen gemäß § 3 Abs. 1 LÖG NRW dürfen in Bornheim innerhalb des gemäß § 2 
bestimmten räumlichen Geltungsbereichs dieser Verordnung an folgenden Sonn- und Feier-
tagen in der Zeit von 13.00 bis 18.00 Uhr geöffnet sein: 

 
am 29.11.2020 anlässlich des „Weihnachtsmarktes“. 
 
§ 2 Räumlicher Geltungsbereich 
Der räumliche Geltungsbereich dieser Verordnung wird wie folgt bestimmt (Anlage 1):  
Für die Veranstaltung „Weihnachtsmarkt“ im Ortsteil Bornheim: 
Königstraße 41 – 103, Peter-Fryns-Platz, Peter-Hausmann-Platz 3 
 
§ 3 Ordnungswidrigkeiten 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 1 dieser Verordnung 
eine Verkaufsstelle außerhalb der durch diese Verordnung zugelassenen Zeiten und/oder 
Verkaufsstellen außerhalb des zugelassenen räumlichen Bereichs offenhält. 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann gemäß § 12 Abs. 1 Nr. 1 i. V. m. Abs. 2 LÖG NRW mit einer 
Geldbuße bis zu 5.000 Euro geahndet werden. 
(3) Über Absatz 1 hinaus bleibt die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach dem Gesetz 
zur Regelung der Ladenöffnungszeiten (Ladenöffnungsgesetz – LÖG NRW) von dieser Ver-
ordnung unberührt.  
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§ 4 Inkrafttreten 
(1) Diese Verordnung tritt eine Woche nach dem Tag ihrer Verkündung in Kraft. 
(2) Gleichzeitig tritt die ordnungsbehördliche Verordnung über das Offenhalten von Ver-
kaufsstellen an Sonn- und Feiertagen vom 13.03.2019 außer Kraft. 
 
- Einstimmig -  
 

9 Anregung nach § 24 GO NRW vom 25.09.2019 betr. Hundeange-
legenheiten 

605/2019-2 

Beschluss: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss nimmt die Ausführungen der Verwaltung zur Kenntnis und 
beschließt, die bisherige Verfahrensweise nicht zu verändern. 
 
- Einstimmig -  
 

10 Anregung nach § 24 GO NRW vom 17.10.2019 betr. "nette Toilet-
te" 

726/2019-5 

Beschluss: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss beauftragt die Verwaltung, das Projekt, „Nette Toilette“ im 
Haushaltsjahr 2020 umzusetzen und zu prüfen, ob im Rahmen des Haushaltssicherungs-
konzepts die Ausgabe außerplanmäßig aus dem allgemeinen Haushalt getätigt werden kann 
und den Seniorenbeirat über das Ergebnis der Prüfung in Kenntnis zu setzen. 
 
- Einstimmig -  
 

11 Große Anfrage der Fraktion Bündnis 90/ Die Grünen vom 
19.12.2019 betr. Bekämpfung von möglichen Bränden von Wäl-
dern und Feldfluren auf Bornheimer Stadtgebiet 

038/2020-3 

- Kenntnis genommen -  
 
Zusatzfragen 
AM Weiler betr. Frage 4 letzter Absatz 
Was ist da seitens der Stadt vorgesehen? 
Antwort: 
Initiiert durch den AK Presse- und Öffentlichkeitsarbeit der FFW der Stadt Bornheim in Zu-
sammenarbeit mit der Pressestelle der Stadt Bornheim, wird in entsprechenden Zeiten an-
lassbezogen berichtet, weil man nur dann die Wahrnehmung der Bevölkerung hat, dass sie 
bereit sind solche Meldungen zu lesen. Verstärkt Meldungen/Informationsmitteilungen über 
die Presse und über die Internetseite erfolgen. Es wird auch häufiger in Zukunft bei solchen 
Wetterlagen auf die entsprechenden Warn- und Gefahrenstufen, die aktuell gelten, hinge-
wiesen. Nur durch die stete Wiederholung kann man hoffen, in das Bewusstsein der Bevöl-
kerung zu dringen und zu sensibilisieren.  
Die Idee Informationsschilder aufzustellen wurde verworfen, da diese sehr schnell nicht mehr 
wahrgenommen werden.  
Die Löschgruppen betreiben dazu noch im Bereich der social media verschiedene Plattfor-
men, wo sie, unterstützt durch die Presse und Öffentlichkeitsarbeit, immer wieder entspre-
chende Warnhinweise bringen. 
 
AM Kleinekathöfer betr. Warn App Nina 
Wäre es möglich dort solche Warnungen zu platzieren? 
 
 

11



03/2020  Seite 8 von 11 

Antwort: 
Die Warn App Nina ist eine landesweit betriebene Plattform und App, auf die nach bestimm-
ten Maßgaben zugegriffen werden darf. 
Die App ist für akute Gefahrenlagen vorgesehen. Darüber hinaus können keine präventiven 
Mitteilungen gemacht werden. 
 
AM Quadt-Herte betr. Frage 2, Tanklöschfahrzeug 
Kann bei der Anschaffung und Ausschreibung darauf geachtet werden, dass ein Fahrzeug 
ausgeschrieben wird, das dann geländegängig ist? 
Antwort: 
Ja, im Brandschutzbedarfsplan ist die Beschaffung des Tanklöschfahrzeuges vorgesehen. 
Ein geländegängiges/geländefähiges Fahrzeug ist angedacht. 
 

12 Mitteilung betr. Stellenausschreibung Amtsleitung 1 - Rechts-und 
Vergabeamt, Ratsbüro 

784/2019-11 

- Kenntnis genommen -  
 
Zusatzfrage AM Quadt-Herte 
Gibt es einen genauen Zeitpunkt, wann die bisherige Stelleninhaberin in den Ruhestand tritt? 
Antwort: 
Der offizielle Rentenbeginn ist der 01.06.2020, aber Ende April wird sich Frau Pilger verab-
schieden. 
 

13 Mitteilung betr. Änderung des Dezernatsverteilungsplans ab 
01.01.2020 

782/2019-11 

- Kenntnis genommen -  
 
Zusatzfrage AM Kabon 
Was bedeutet dies für die Personalkosten? 
Antwort: 
Im Rahmen der Personalkosten/Stellenbewertung wirkt sich das auf eine Beamtenstelle aus, 
die von A12 auf A13 umzustellen ist. 
 

14 Mitteilung betr. Veranstaltung "Internationaler Tag gegen Gewalt 
an Frauen" 

016/2020-GB 

- Kenntnis genommen -  
 
Zusatzfragen  
AM Weiler 
Warum wird keine Veranstaltung durchgeführt? 
Antwort: 
Was gemacht wird, stimmt die Gleichstellungsbeauftragte ab. 
In diesem Jahr wurde nur auf die Aktion hingewiesen. 
Sollte es der Wunsch sein, wird die Gleichstellungsbeauftragte gebeten, mit Beteiligung der 
Fraktionen am „Internationalen Tag gegen Gewalt an Frauen“ eine Veranstaltung durchzu-
führen. 
 
AM Maria Koch 
Können dazu auch die Ratsherren eingeladen werden? 
Antwort: 
Bei Veranstaltungen werden immer alle Frauen und Männer eingeladen. 
 

15 Mitteilung betr. Veranstaltungen 2020 und touristische Projekte 018/2020-11 

- Kenntnis genommen -  
 

12



03/2020  Seite 9 von 11 

16 Mitteilung betr. Neubau der Rettungswache Bornheim durch den 
Rhein-Sieg Kreis 

026/2020-3 

- Kenntnis genommen -  
 
Zusatzfragen 
AM Söllheim betr. Verzögerung des Neubaus der Rettungswache 
Antwort: 
Man ist froh, dass die Rettungswache in Bornheim, wenn die Stellen im Rhein-Sieg-Kreis 
besetzt werden, als erstes auf der Prioritätenliste steht und dass an der aktuellen Situation 
etwas verbessert werden soll (z.B. Aufstockung, Anbau an die Containeranlage). 
 
AM Hanft 
Wenn die Grundstücksverhandlungen noch nicht abgeschlossen sein sollten, könnte da von 
Seiten der Verwaltung etwas über den neuen Sachstand im nicht öffentlichen Teil gesagt 
werden? 
Antwort: 
Dies wird im nicht öffentlichen Teil berichtet. 
 

17 Aktuelle Mitteilungen und Beantwortung von Fragen aus vorheri-
gen Sitzungen 

031/2020-1 

 
Mündliche Mitteilungen 
Keine. 
 
Beantwortung von Anfragen aus vorherigen Sitzungen 
Keine. 
 

18 Anfragen mündlich  

 
AM Heßling 
Wann öffnet die geschlossene Postfiliale in Hemmerich wieder? 
Antwort: 
Wird geprüft. 
 
AM Quadt-Herte betr. Tiefbauarbeiten Am Hühnermarkt durch die Telekom für Glasfasernetz 
Ist die Maßnahme vorgezogen worden und gibt es keine Anfragen mehr für die zweite Char-
ge? 
Antwort: 
Die Telekom ist nicht in der zweiten Tranche dabei, sondern ist noch mit der 1. Tranche in-
tensiv beschäftigt. 
Es kann sein, dass die Schaltkästen schon verbunden werden. Zuerst soll aber der 1. Ab-
schnitt abgeschlossen werden, welcher noch andauert. 
 
AM Hanft  
Im Bereich Brenig wurden im November Grundstückseigentümer durch ein Callcenter der 
Niederlande wegen Terminvergabe in den nächsten Tagen von der Telekom kontaktiert. 
Passiert ist über Monate nichts und bei den Bereitstellungsplätzen der Lagermaterialien sind 
seit Wochen keine Aktivitäten mehr zu beobachten. 
 
1. Ist der Verwaltung ein Zeitplan bekannt für diese weiteren Ausführungsarbeiten im 

Glasfaserausbau? 
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Antwort: 
Die baulichen Aktivitäten werden noch das ganze Jahr 2020 in Anspruch nehmen und die 
Bauphase für die Technik ist bis März 2021 vorgesehen. 
 
2. Bedeutet das im Extremfall, dass bis März 2020/2021 der jetzige Zustand so lange 

Bestand haben könnte? 
Antwort: 
Ja, der Technikausbau wird in der 2. Jahreshälfte 2020 beginnen. 
 
 
  
 
 
 
 
Ende der Sitzung: 19:32 Uhr 
 
 
 
 
 
 
 
 
gez. Wolfgang Henseler  gez. Petra Altaner 
Bürgermeister  Schriftführung 
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Anlage zu TOP 3 
 

 
Antwort: 
Nach der Definition der Aufsichtsbehörden zählen verschiedene Leistungen etwa die Unterstützung der offenen 
Ganztagsschulen, Bereiche der offenen Kinder- und Jugendarbeit, der Zuschuss an das Kulturforum und die 
Musikschule sowie verschiedene Mitgliedschaften (z.B. Hochwassernotgemeinschaft Rhein, Landesverband 
VHS, Verkehrswacht, Rhein-Voreifel-Touristik e.V., Verband Standesbeamte, Organisation Rechnungsprüfung, 
Kämmerer-Verband) und die Wirtschafts- und Tourismusförderung zu den freiwilligen Aufgaben. Die Stadt Born-
heim und auch viele andere Städte sehen viele dieser Aufgaben im Pflichtaufgabenbereich. 
 
Der Haushaltsansatz für Freiwillige Leistungen im Haushaltsjahr 2019 ist der Vorlage „Haushaltssatzung 
2019/2020 mit allen Anlagen“ (Vorlage 547/2018), Anlage 7 im Ratsinformationssystem zu entnehmen 
Zusatzfrage: 
Kann die Summe genannt werden? 
Antwort: 
In der Anlage kann dies nachgelesen werden. Es sind ca. 800.000 Euro, dies entspricht ca. 0,7% des Haushalts-
volumens. 
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Haupt- und Finanzausschuss 01.04.2020 

Rat 23.04.2020 

 

  öffentlich  Vorlage Nr. 198/2020-2 

    Stand 11.03.2020 

 
Betreff 
 

Nachtragshaushaltssatzung 2019/2020 mit allen Anlagen 

 
Beschlussentwurf Haupt- und Finanzausschuss 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt dem Rat, wie folgt zu beschließen: siehe Be-
schlussentwurf Rat 
 
Beschlussentwurf Rat 
 
Der Rat  
1. beschließt, den Entwurf der Nachtragssatzung 2019/2020 und den Nachtragsstellenplan 

wie folgt zu ändern: ……………………………. 

2. beschließt die Nachtragssatzung 2019/2020 mit allen Anlagen und den Nachtragsstel-
lenplan unter Berücksichtigung der beschlossenen und redaktionellen Änderungen. 

Sachverhalt 
 
Der Rat hat in seiner Sitzung vom 12.03.2020 den Entwurf der Nachtragshaushaltssatzung 
2019/2020 zur weiteren Beratung an den Haupt- und Finanzausschuss verwiesen.  

Die zur Beratung des Nachtragshaushaltes erforderlichen Unterlagen sind dem Rat zur 
Kenntnis gegeben worden; siehe hierzu Vorlage 095/2020-2. 

Hierbei handelt es sich um die folgenden Teilergebnis- und Teilfinanzpläne, die nachtrags-
verändernde Bedarfe umfassen:   

1.01.09 Personalmanagement, 1.01.12 TUI und 1.01.15 Gebäudewirtschaft 

1.03.02 Sekundarschule  

1.06.01 Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen und 1.06.03 Erzieherische Hilfen  

1.12.02 Straßenbau,-unterhaltung,-bewirtschaftung 

1.13.01 Öffentliches Grün  

1.16.01 Allgemeine Finanzwirtschaft. 

 

Sofern sich während des Beratungsverfahrens weitere Änderungsbedarfe zum Entwurf des 
Nachtragshaushaltes 2019/2020 zeigen, werden diese durch Ergänzungsvorlagen darge-
stellt.  

Ö  4Ö  4
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Finanzielle Auswirkungen 
 
Die finanziellen Auswirkungen ergeben sich aus dem vorliegenden Entwurf des Nachtrags-
haushaltsplans 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
 
Nachtragshaushaltsplan mit allen Anlagen 
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Haupt- und Finanzausschuss 01.04.2020 

 

  öffentlich  Vorlage Nr. 082/2020-3 

    Stand 11.03.2020 

 
Betreff 
 

Halbjahresbericht Feuer- und Bevölkerungsschutz 

 
Beschlussentwurf 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss nimmt die Ausführungen der Verwaltung zur Kenntnis. 
 
Sachverhalt 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss hat in seiner Sitzung am 03.11.2016 die Verwaltung beauf-
tragt, ihm halbjährlich zu den aktuellen Entwicklungen im Feuer- und Bevölkerungsschutz zu 
berichten. 
 
Die letzte Berichterstattung erfolgte in der Sitzung des Haupt- und Finanzausschuss am 
28.11.2019. 
 
Die Verwaltung berichtet in der jetzigen Sitzung insbesondere  

 zur Einsatzstatistik des Jahres 2019 

 zum Umsetzungsstand des Brandschutzbedarfsplans, insbesondere zur Feuerwehr-
gerätehausertüchtigung sowie 

 zu den Anforderungen bei der Bekämpfung von Wald- und Feldbränden. 
 
Die nächste Berichterstattung soll nach der Konstituierung des neuen Rates im dann zustän-
digen Ausschuss erfolgen. 
 
 
 
 

Ö  5Ö  5
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Ausschuss für Bürgerangelegenheiten 18.02.2020 

Haupt- und Finanzausschuss 01.04.2020 

Rat 23.04.2020 

 

  öffentlich  Vorlage Nr. 064/2020-2 

    Stand 27.01.2020 

 
 
Betreff 
 

Anregung nach § 24 GO NRW vom 02.01.2020 betr. Einführung der Erhebung 
einer Pferdesteuer in der Stadt Bornheim 

 
Beschlussentwurf für den Ausschuss für Bürgerangelegenheiten: 
 
Der Ausschuss für Bürgerangelegenheiten empfiehlt dem Haupt- und Finanzausschuss, wie 
folgt zu beschließen: siehe Beschlussentwurf Rat. 
 
Beschlussentwurf für den Haupt- und Finanzausschuss: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt dem Rat, wie folgt zu beschließen: siehe Be-
schlussentwurf Rat. 
 
Beschlussentwurf für den Rat: 
 
Der Rat beschließt, von der Einführung einer Satzung zur Erhebung einer Pferdesteuer ab-
zusehen. 
 
Sachverhalt 
 
Die Anregung vom 02.01.2020 bezieht sich auf die Einführung einer Erhebung von Pferde-
steuer im Bornheimer Stadtgebiet. 
 
Grundlagen: 
Die Pferdesteuer ist eine Aufwandsteuer, die dem Grunde nach von Kommunen im Rahmen 
ihres Steuerfindungsrechts gegenüber Pferdehaltern erhoben werden kann. Das Recht zur 
Erhebung einer solchen Steuer wird aus dem Kommunalabgabengesetz abgeleitet. 
Für die Erhebung einer Pferdesteuer bildet eine entsprechende Satzung die Rechtsgrundla-
ge. Diese muss unter anderem die Höhe der zu entrichtenden Steuer festlegen und eventu-
elle Befreiungsmöglichkeiten normieren. 
 
Die Einführung einer bisher nicht erhobenen Steuer bedarf der Zustimmung des Innenminis-
teriums im Einvernehmen mit dem Finanzministerium. Hierzu ist ebenfalls die Aufsichtsbe-
hörde (Kommunalaufsicht des Rhein-Sieg-Kreises) zu beteiligen. Bisher hat das Innenminis-
terium NRW noch keiner Kommune die Einführung einer Pferdesteuer genehmigt. Die Er-
folgsaussichten zur Genehmigung werden daher als gering eingeschätzt. 
 
Von der Erhebung einer Pferdesteuer sind die in der Anregung angeführten Abgaben abzu-
grenzen. 
 
 

Ö  6Ö  6
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Die Reitabgabe basiert auf der Grundlage des § 62 Landesnaturschutzgesetz NRW. Dem-
nach ist neben einer Kennzeichnung von Pferden auch eine Reitabgabe zu entrichten. Diese 
wird vom Rhein-Sieg-Kreis erhoben und ist für die Anlage und Unterhaltung von Reitwegen 
zweckgebunden. 
 
Hiervon unabhängig kann aus einer angeregten Erhebung einer Pferdesteuer keine (Gegen-
leistungs-)Verpflichtung hergeleitet werden. Bei Steuern handelt es sich dem Grunde nach 
um Einnahmen zur Finanzierung des öffentlich-rechtlichen Gemeinwesens ohne eine kon-
krete Gegenleistung (§ 3 Abgabenordnung). 
 
Fallzahlen/Kostenschätzung: 
Konkrete Angaben über die Anzahl in Bornheim gehaltener Pferde liegen nicht vor. Insofern 
wurde die Anzahl der beim Rhein-Sieg-Kreis erhobenen Reitabgabe zugrunde gelegt. Für 
2019 wurden Reitkennzeichen für 325 Pferde ausgegeben. 
 
Die Bemessung der Steuerhöhe obliegt ebenfalls der Kommune. Nach aktueller Erkenntnis 
wird die Pferdesteuer bundesweit in ca. 4 Kommunen erhoben, wovon eine Kommune (Hes-
sen) die Pferdesteuer in 2021 wieder abschafft. Gründe sind hier die geringen und hinter den 
Erwartungen gebliebenen Erträge. Die Höhe der Pferdesteuer variiert dort von 90 bis 300 
EUR/Jahr. Hierbei werden lediglich Pferde zur Freizeitgestaltung besteuert, während ge-
werblich genutzte Pferde von der Steuerpflicht befreit wären. 
 
Legt man hierzu einen geschätzten Anteil von 50% der gemeldeten Pferde zur Freizeitgestal-
tung (rd.160) bei einem gemittelten Steuersatz von 200 EUR/Jahr zu Grunde, könnte für die 
Stadt Bornheim ein jährlicher Steuerertrag von 33 TEUR kalkuliert werden. Der genaue An-
teil von Pferde der Freizeitnutzung gewerblich genutzten Pferden ist nicht Gegenstand der-
zeitiger Statistiken. 
 
Dem gegenüber stehen Aufwendungen für 

 -Erlass einer Satzung, einschl. erforderliche Abstimmungen mit der Kommunalaufsicht, 
Zustimmungsverfahren mit dem Innenministerium., Gremienbeschlüsse 

 -erstmalige Erhebung und Erfassung der steuerpflichtigen Pferde haltenden Personen 

 -Festsetzung der Steuer (Bescheide) 

 -Überwachung und Vollziehung der Steuerpflicht (ggf. Mahnung, Vollstreckung) 

 -Bearbeitung von Widersprüchen, Klagen 

 -entsprechenden Personalbedarf. 
 
Der erforderliche Stellenumfang ist bei entsprechender Aufgabenstellung in Analogie zu vgl. 
Fallzahlen kommunaler Steuern bemessen und zusätzlich bereitzustellen. Mit dem derzeiti-
gen Stellenvolumen ist eine zusätzliche Steuerhebung nicht abbildbar. 
 
Die Verwaltung weist darauf hin, dass die dargestellten Daten erst im Zuge einer tatsächli-

chen Bestandsaufnahme (Verfahren analog Hundebestandsaufnahme) gesichert verifiziert 

werden können. Hierfür sind rd. 25.000 EUR zu veranschlagen. 

 

Erfahrungen der Kommunen, in denen eine entsprechende Steuerpflicht besteht, lassen er-

kennen, dass mit der Steuererhebung in diesen Kommunen eine Verlagerung der Tierhal-

tung in umliegende Kommunen erfolgte. Mit einer Reduzierung des Pferdebestandes geht 

ein unkalkulierbarer reduzierter Steuerertrag einher. Die Prognose eines möglichen Steu-

erertrages bleibt insofern risikobehaftet. 

Unabhängig des finanziellen Risikos ist ein nicht unerheblicher Imageverlust/ Reputations-
schaden für die Stadt Bornheim als erste Kommune mit einer entsprechenden Steuerpflicht 
in Nordrhein-Westfalen sowie eine der wenigen Kommunen in Deutschland zu erwarten. 
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Zusammenfassend regt die Verwaltung aus den dargestellten Gründen an, von der Erhe-
bung einer Pferdesteuer abzusehen.  
 
Finanzielle Auswirkungen 
 
Siehe Sachverhalt. 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
 
Anregung vom 02.01.2020 
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Haupt- und Finanzausschuss 01.04.2020 

 

  öffentlich  Vorlage Nr. 214/2020-11 

    Stand 12.03.2020 

 
Betreff 
 

Gemeinsamer Antrag der Fraktionen CDU, FDP und UWG vom 03.03.2020 betr. 
Stellenbedarf und Stellenausstattung in der Abteilung Feuerschutz 

 
Beschlussentwurf 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss nimmt Kenntnis von den Ausführungen der Verwaltung 
und vertagt die Beratung in die Haushalts- und Stellenplanberatungen 2021/2022. 
 
Sachverhalt 
 
Im Rahmen des Planungsprozesses zum Haushalt 2021/22 finden derzeit die Stellenbe-
darfsermittlungen in Zusammenarbeit mit allen Ämtern statt. Für den Bereich Feuerschutz 
fanden hierzu vorbereitend bereits Gespräche und interne Analysen zur Frage der Stellen-
bedarfe für Gerätewarte statt.  
 
Für den Aufgabenbereich des vorbeugenden Brandschutzes erfolgte eine externe Beratung 
zur Frage der Stellenbedarfe.  
 
Die Ergebnisse werden im Rahmen des vorgesehenen Planungsprozesses in Kürze verwal-
tungsintern zunächst erörtert. Soweit sich hieraus Stellenbedarfe ergeben, wird die Verwal-
tung diese im Stellenplanentwurf für die kommenden Haushaltsberatungen vorsehen und 
begründen. 
 
Ergänzend teilt die Verwaltung mit, dass derzeit auch eine Teilnahme an einem Vergleichs-
ring der KGSt zum Bereich Feuerschutz geprüft wird. 
 
Unabhängig von den vorgenannten Informationen ist auch festzustellen, dass die Verwaltung 
insbesondere aufgrund der personalintensiven Einbindung in die ordnungsbehördlichen und 
arbeitsschutzrechtlichen Aufgabenstellungen im Zusammenhang mit der Ausbreitung des 
Corona SARS-CoV-2 Virus eine Beantwortung der Vorlage zur Sitzung des Haupt-und Fi-
nanzausschusses am 01.04.2020 nicht leisten kann. 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
 
Gemeinsamer Antrag 
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CDU-, UWG- und FDP-Fraktion im Rat der Stadt Bornheim  

  

Herrn  

Bürgermeister Wolfgang Henseler  

Vorsitzender des Haupt- und Finanzausschusses 

der Stadt Bornheim 

Rathausstr. 2  

53332 Bornheim  

03.03.2020 

Gemeinsamer Antrag 

 

Sehr geehrter Herr Bürgermeister, 

 

hiermit stellen wir den folgenden gemeinsamen Antrag für die nächste Sitzung des Haupt- und 

Finanzausschusses: 

 

Stellenbedarf und Stellenausstattung in der Abteilung Feuerschutz 

 

Beschlussentwurf: 

 

Der Haupt- und Finanzausschuss beauftragt den Bürgermeister: 

 

1. dem Ausschuss die aktuelle Stellenausstattung der Abteilung Feuerschutz (Soll laut 

Stellenplan und Ist-Besetzung) und die mit den Stellen verknüpften Aufgaben 

darzustellen. 

 

2. dem Ausschuss das Aufgabenspektrum der Abteilung Feuerschutz in den folgenden 

Bereichen zu präsentieren: 

 

a. Pflege und Wartung von Geräten, Fahrzeugen und Liegenschaften der 

Feuerwehr (Aufgaben der hauptamtlichen Gerätewarte) 

b. Vorbeugender Brandschutz, Brandverhütungsschauen und Maßnahmen der 

Brandschutzerziehung (Aufgabenspektrum Brandschutztechniker) 

c. Verwaltung der Feuerwehr und Führungsunterstützung für die Wehrführung 

(Mitgliederverwaltung, Lehrgangsmanagement, Abrechnungen, Mitwirkung bei 

Ausschreibungen etc.) 

 

3. dem Ausschuss darzustellen, wie viele Arbeitsstunden für die unter 2. genannten 

Tätigkeiten benötigt werden und bei den unter 2a genannten Tätigkeiten auch die in der 

jüngeren Vergangenheit und näheren Zukunft neu beschafften Geräte und Fahrzeuge 

zu berücksichtigen. 

 

4. die unter 3. errechneten Stunden in Personalstellen umzurechnen und dem Ausschuss 

zu den Stellenplanberatungen 2021/2022 ein Personalkonzept vorzulegen, mit dem die 

Abteilung Feuerschutz ihre Aufgaben vollständig und ohne Abstriche erfüllen kann. 
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5. dem Ausschuss ergänzend mitzuteilen, mit welchem Personalumfang andere 

Kommunen des Rhein-Sieg-Kreises mit ähnlicher Größe und ohne hauptamtliche 

Einsatzkräfte der Feuerwehr (z.B. Sankt Augustin, Hennef oder Königswinter) die unter 

2. genannten Aufgaben erfüllen. 

 

Begründung: 

 

Die antragstellenden Fraktionen haben bereits in der jüngeren Vergangenheit ähnliche 

Berichte angefordert, um die stetig steigenden Anforderungen an die hauptamtlichen 

Mitarbeiter der Abteilung Feuerschutz zu erfassen und auf Personalengpässe zu reagieren. 

Die Einstellung eines zweiten hauptamtlichen Gerätewarts ist auf Druck unserer Fraktionen 

erfolgt und wir wollen weiterhin dafür Sorge tragen, dass die ehrenamtlich tätige Feuerwehr 

der Stadt Bornheim durch hauptamtliche Kräfte in ausreichender Stärke unterstützt wird. 

 

Nachdem die Stelle des Abteilungsleiters im vergangenen Jahr nach längerer Vakanz besetzt 

werden konnte und zahlreiche neue Fahrzeuge und Gerätschaften der Feuerwehr angeschafft 

wurden und werden, ist es unserer Ansicht nach Zeit für eine aktualisierte Darstellung des 

Stellenbedarfs. Wir haben daher eine Präsentation des Ist- und Soll-Bestands beantragt, um 

dem im Herbst gewählten neuen Rat eine ausreichende Datengrundlage für seine 

Stellenplanberatungen zu geben. 

 

Mit freundlichen Grüßen  

 

gez. Petra Heller, Hans-Gerd Feldenkirchen, Christian Koch und Fraktionen 
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Haupt- und Finanzausschuss 01.04.2020 

 

  öffentlich  Vorlage Nr. 074/2020-2 

    Stand 11.03.2020 

 
Betreff 
 

Mitteilung betr. Jahresabschluss der Stadt Bornheim für das Haushaltsjahr 
2019 - vorläufiges Ergebnis 

 
Sachverhalt 
 
Die Verwaltung hatte zuletzt mit Vorlage-Nr. 710/2019-2 in der Sitzung des Haupt- und Fi-
nanzausschuss am 28. November 2019 zur prognostizierten Entwicklung der Erträge und 
Aufwendungen sowie der Investitionstätigkeit im Haushaltsjahr 2019 berichtet. 
 
Nach dem Buchungsschluss für das Haushaltsjahr 2019 am 17. Januar 2020 wird nunmehr – 
wie in den vergangenen Jahren – zur tatsächlichen Entwicklung und zu einem vorläufigen 
Jahresergebnis 2019 berichtet. 
 
Die Verwaltung weist darauf hin, dass im Zuge der bis zum 31.03.2020 andauernden Jah-
resabschlussarbeiten sicherzustellen ist, dass ein den tatsächlichen Verhältnissen entspre-
chendes Bild der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzlage vermittelt wird. Hierbei 
sind insbesondere die Bewertungsanforderungen der §§ 33ff. der Kommunalhaushaltsver-
ordnung zu beachten. Das endgültige Ergebnis wird daher erst mit der Aufstellung des Ent-
wurfs des Jahresabschlusses für das Haushaltsjahr 2019 zum Ende des ersten Quartals 
2020 feststehen. 
 
Nachstehend zur Entwicklung im Detail. 
 
1. Entwicklung der Erträge und Aufwendungen  
 

Die Entwicklung der ordentlichen Erträge stellt sich zum 25.02.2020 wie folgt dar: 
 
Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2018 Ansatz 2019 Ist Erg. 2019 Ist - Ansatz in %

*      Steuern und  ähnliche Abgaben -64.088.060,57 -67.023.000,00 -66.249.981,31 773.018,69 -1,15

*      Zuwendungen und allgemeine Umlagen -23.693.886,54 -26.067.285,00 -26.320.907,89 -253.622,89 0,97

*      Sonstige Transfererträge -1.213.573,46 -281.350,00 -461.876,36 -180.526,36 64,16

*      Öffentlich-Rechtliche Leistungsentgelte -7.308.989,48 -7.329.633,00 -7.491.620,29 -161.987,29 2,21

*      Privatrechtliche Leistungsentgelte -703.948,86 -674.891,00 -832.839,95 -157.948,95 23,40

*      Erträge aus Kostenerstattung/-umlage -3.817.789,08 -3.017.860,00 -4.463.206,09 -1.445.346,09 47,89

*      Sonstige ordentliche Erträge -6.072.780,96 -3.728.528,00 -5.041.899,61 -1.313.371,61 35,22

*      Aktivierte Eigenleistungen -162.588,63 -400.000,00 -348.350,28 51.649,72 -12,91

**     Ordentliche Erträge -107.061.617,58 -108.522.547,00 -111.210.681,78 -2.688.134,78 2,48  
 

Insgesamt werden die Ansätze bei den ordentlichen Erträgen um rd. 2,7 Mio. € über-
schritten Die Mehrerträge resultieren ganz überwiegend aus höheren Kostenerstattungen 
(insbesondere Erstattung von Krankenhilfekosten Asyl) sowie aus der ertragswirksamen 
Auflösung von (Pensions-)Rückstellungen und der Auflösung von Einzelwertberichtigun-
gen. 
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Die Aktivierten Eigenleistungen stehen im Zusammenhang mit der tatsächlichen Bautä-
tigkeit in 2019. Sie belaufen sich auf ca. 350 T€ und liegen damit deutlich über dem Ni-
veau 2018.  
 
Insgesamt bewegen sich die ordentlichen Erträge auf einem Niveau von rd. 111,2 Mio. €. 
Dies sind rd. 4 Mio. € mehr als im Jahresabschluss 2018. 

 
Bei den Sonstigen ordentlichen Erträgen bleibt insbesondere noch die abschließende 
Bewertung der Forderungen und Rückstellungen im Rahmen der Jahresabschlussarbei-
ten abzuwarten. Erst danach steht final fest, inwieweit Rückstellungen oder auch Wertbe-
richtigungen auf den Forderungsbestand ertragswirksam aufzulösen sind. Hier sind ins-
besondere noch Veränderungen aus der Bewertung der Pensionsrückstellungen zu er-
warten. 
 
Die ordentlichen Aufwendungen stellen sich zum 25.02.2020 wie folgt dar: 
 

Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2018 Ansatz 2019 Ist Erg. 2019 Ist - Ansatz in %

*      Personalaufwendungen 26.937.625,40 27.886.737,00 25.547.174,45 -2.339.562,55 -8,39

*      Versorgungsaufwendungen 2.439.886,43 2.121.514,00 2.489.408,38 367.894,38 17,34

*      Aufwendungen für Sach-/Dienstleistungen 19.750.845,87 21.938.003,00 19.512.179,22 -2.425.823,78 -11,06

*      Bilanzielle Abschreibungen 7.353.201,30 7.754.821,04 7.620.255,82 -134.565,22 -1,74

*      Transferaufwendungen 46.178.250,97 49.827.961,00 49.473.879,13 -354.081,87 -0,71

*      Sonstige ordentliche Aufwendungen 8.743.653,27 6.404.513,00 8.902.818,02 2.498.305,02 39,01

**     Ordentliche Aufwendungen 111.403.463,24 115.933.549,04 113.545.715,02 -2.387.834,02 -2,06  
 

Insgesamt werden die Ansätze bei den ordentlichen Aufwendungen um rd. 2,4 Mio. € un-
terschritten. Gegenüber dem Jahresabschluss 2018 ergeben sich derzeit Mehraufwen-
dungen in einer Größenordnung von rd. 2,1 Mio. €. 
 
Im Bereich der Personal- und Versorgungsaufwendungen stehen noch die Bewertungen 
der Pensionsrückstellungen zum 31.12.2019 aus. Im Plan 2019 wurden Zuführungen zu 
Pensionsrückstellungen in Höhe von rd. 1,6 Mio. Euro berücksichtigt.  

 
Das Budget für bilanzielle Abschreibungen wird um rd. 130 T€ unterschritten. Das Ab-
schreibungsvolumen ist insgesamt gegenüber dem Jahr 2018 um rd. 250 T€ gestiegen. 
Dies ist insbesondere auf die gegenüber dem Vorjahr erhöhte Investitionstätigkeit zu-
rückzuführen. 
 
Im Transferaufwand stellen sich die Budgets insgesamt auskömmlich dar.  
 
Bei den Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen sind die Budgets in einer Grö-
ßenordnung von rd. 2,4 Mio. € nicht ausgeschöpft. Berücksichtigt sind bereits erforderli-
che Zuführungen zu Instandhaltungsaufwendungen insbesondere für die Umsetzung des 
Brandschutzkonzeptes im Rathaus sowie die Ertüchtigung des Abwasserentsorgungs-
netzes in städtischen Liegenschaften.   
 
Bei den Sonstigen ordentlichen Aufwendungen ergeben sich Budgetüberschreitungen im 
Umfang von rd. 2,5 Mio. €. Diese sind insbesondere auf folgende Sachverhalte zurückzu-
führen: 
 
- Verluste aus dem Abgang von Vermögensgegenständen des Anlagevermögens 

(Wohncontaineranlagen) in Höhe von 1 Mio. € sowie 
- Zuführungen zu sonstigen Rückstellungen in Höhe von insgesamt rd. 2,8 Mio. €, ins-

besondere für ausstehende Rechnungen in der wirtschaftlichen Jugendhilfe. 
 

Die Finanzerträge und -aufwendungen sind nicht Teil der ordentlichen Erträge und Auf-
wendungen und werden in der Ergebnisrechnung separat ausgewiesen.  
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Zu den Finanzerträgen gehören insbesondere die Erträge aus den Gewinnanteilen aus 
Beteiligungsgesellschaften (Beteiligung an der e-Regio GmbH & Co. KG, Beteiligungen 
an den Versorgungsnetzgesellschaften für Strom und Wasser).  
Darüber hinaus werden die Überschussbeteiligungen am Wasserwerk und am Stadtbe-
trieb Bornheim AöR (Erträge aus der Eigenkapitalverzinsung in den Aufgabenbereichen 
Wasserver- und Abwasserentsorgung) dargestellt. 

 
Erträge und Aufwendungen Ergebnis 2018 Ansatz 2019 Ist Erg. 2019 Ist - Ansatz in %

*      Finanzerträge -4.757.711,49 -2.917.000,00 -2.898.935,58 18.064,42 -0,62

*      Zinsen und ähnliche Aufwendungen 5.042.754,46 5.097.000,00 4.747.038,85 -349.961,15 -6,87

**     Finanzergebnis 285.042,97 2.180.000,00 1.848.103,27 -331.896,73 -15,22  
 
Die Zinsaufwendungen liegen mit rd. 350 T€ unter dem Planansatz. Dies ist auf die 
nachhaltig günstigen Kreditkonditionen zurückzuführen. 
 
Insgesamt schließt das Finanzergebnis um rd. 330 TEuro besser ab als geplant. 
 

2. Vorläufiges Ergebnis (Ergebniskorridor) 
 

Unter Berücksichtigung der noch ausstehenden Bewertungs- und Buchungsvorgänge 
geht die Verwaltung derzeit von einem Defizit in einer Größenordnung zwischen 5,5 
und 6,5 Mio. € aus. Das geplante Defizit beträgt rd. 9,6 Mio. €. 
 

3. Liquiditätsentwicklung 
 

Die Finanzrechnung enthält sämtliche zahlungswirksamen Positionen. Sie unterscheidet 
sich von der Ergebnisrechnung dadurch, dass weder Erträge aus der Auflösung von 
Sonderposten und ähnlichen Positionen noch bilanzielle Abschreibungen und aufwands-
wirksame Zuführungen zu Rückstellungen und ähnlichen Positionen berücksichtigt wer-
den. 
 
Der Saldo der Ein- und Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit stellt sich im 
Haushaltsjahr 2019 wie folgt dar: 
 
Finanzpositionen Ergebnis 2018 Ansatz 2019 Ergebnis 2019 Ansatz-Ergebnis

**     Einzahlung. a. lfd. Verwaltungstätigkeit -102.791.683,23 -105.761.094,00 -109.715.430,18 3.954.336,18

**     Auszahlung. a. lfd. Verwaltungstätigkeit 99.798.257,10 108.897.026,00 106.844.862,63 2.052.163,37

***    Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit -2.993.426,13 3.135.932,00 -2.870.567,55 6.006.499,55  
 
Im Haushaltsjahr 2019 wurde – wie bereits im Haushaltsjahr 2018 – ein Zahlungsmittel-
überschuss in Höhe von rd. 2,9 Mio. € erwirtschaftet. Dieser Zahlungsmittelüberschuss 
dient der Finanzierung der ordentlichen Tilgungsleistungen. 
 
Die Ein- und Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit stellen sich zum 25.02.2019 wie 
folgt dar: 
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Finanzpositionen Ergebnis 2018 Ansatz 2019 Ergebnis 2019 Ansatz-Ergebnis

*      Investitionszuwendungen -4.390.598,82 -5.741.337,00 -5.153.311,51 -588.025,49

*      Einzahlungen aus Veräußerung Sachanlagen -2.171.021,35 -1.709.200,00 -90.786,12 -1.618.413,88

*      Einzahlungen Beiträgen + ähnl. Entgelte 82.568,58 -1.607.000,00 -753.531,23 -853.468,77

*      Sonstige Investitionseinzahlungen -63.634,23  -56.139,91 56.139,91

**     Einzahlung. a. Investitionstätigkeit -6.542.685,82 -9.057.537,00 -6.053.768,77 -3.003.768,23

*      Auszahlungen für Grundstücke + Gebäude 2.566.781,70 3.850.000,00 1.004.774,99 2.845.225,01

*      Auszahlungen für Baumaßnahmen 4.619.519,25 16.375.000,00 9.055.265,88 7.319.734,12

*      Auszahlungen für bewegl. Anlagevermögen 2.084.260,54 2.676.752,00 1.614.458,32 1.062.293,68

*      Auszahlungen für Finanzanlagen 4.900.000,00 5.800.000,00 5.060.000,00 740.000,00

*      Auszahlungen für aktivierbare Zuwendung.  271.850,00  271.850,00

*      Sonstige Investitionsauszahlungen 115.325,55 548.300,00 351.114,80 197.185,20

**     Auszahlung. a. Investitionstätigkeit 14.285.887,04 29.521.902,00 17.085.613,99 12.436.288,01

***    Saldo aus Investitionstätigkeit 7.743.201,22 20.464.365,00 11.031.845,22 9.432.519,78  
 
Die Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit weichen um rd. 9,4 Mio. € von der Pla-
nung ab. Im Hoch- und Tiefbau haben sich die Auszahlungen für Baumaßnahmen ge-
genüber dem Haushaltsjahr 2018 beinahe verdoppelt. 
Hinsichtlich der Budgetreste wird die Verwaltung dem Rat einen Vorschlag zur Ermächti-
gungsübertragung in das Haushaltsjahr 2020 vorlegen. 
 

4. Ausblick 
 

Weitere Erläuterungen zum Stand des Jahresabschlusses 2019 erfolgen in der Sitzung 
des AK „Konsolidierung“ am 24.03.2020. 
 
Die Beratung des Entwurfs des Jahresabschlusses für das Haushaltsjahr 2019 ist im 
Haupt- und Finanzausschuss am 07.05.2020 sowie im Rat am 14.05.2020 vorgesehen. 
In diesen Sitzungen soll zugleich zu den Ermächtigungsübertragungen und den sich aus 
den Jahresabschlussbuchungen resultierenden überplanmäßigen Bedarfen beschlossen 
werden. 
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Haupt- und Finanzausschuss 01.04.2020 

 

  öffentlich  Vorlage Nr. 213/2020-1 

    Stand 11.03.2020 

 
Betreff 
 

Mitteilung betr. Rückmeldungen zur Resolution des Rates der Stadt Bornheim 
"Keine Einsparung des Landes auf Kosten der Kommunen" 

 
Sachverhalt 
 
Der Rat der Stadt Bornheim hat in seiner Sitzung am 05.12.2019 folgende Resolution be-
schlossen: 
 

1. Der Rat fordert die Landesregierung auf, die Mittel, die der Bund den Ländern zur In-
tegration von Geflüchteten ab 2020 zur Verfügung stellt, an die Kommunen komplett 
weiterzuleiten. 

2. Die Landesregierung muss endlich die Ergebnisse des vom Land in Auftrag gegebenen 
und seit Oktober 2018 vorliegenden Gutachtens von Professor Lenk (Universität Leipzig) 
berücksichtigen und dementsprechend eine auskömmliche Anpassung der Pro-Kopf-
Pauschale für Asylsuchende rückwirkend ab dem 01.01.2018 beschließen. 

3. Der Rat erwartet vom Land eine dauerhafte Übernahme der Kosten für Geduldete, die 
über die bisherige Zahlung einer Pauschale für drei Monate hinausgeht, zum Beispiel 
über eine Einbeziehung dieser Personengruppe in die Pro-Kopf-Pauschale nach dem 
Flüchtlingsaufnahmegesetz (FlüAG). 

 
Auf die Vorlage Nr. 740/2019-1 wird verwiesen. 
 
Die Verwaltung hat die Resolution dem Ministerpräsidenten des Landes NRW, dem Land-
tagspräsidenten des Landes NRW, dem Minister für Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integra-
tion des Landes NRW, dem Landrat des Rhein-Sieg-Kreises, den  Bundestagsabgeordneten 
des Rhein-Sieg-Kreises sowie den Landtagsabgeordneten des Rhein-Sieg-Kreises zugelei-
tet. 
 
Die inzwischen eingegangenen Antworten sind anliegend beigefügt. 
 
 
 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
 
Antwortschreiben Präsident Landtag NRW 
Antwortschreiben MdL Kämmerling 
Antwortschreiben MdL Freynick 
Antwortschreiben Ministerpräsident NRW 
Antwortschreiben Minister für Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integration NRW 
 
 

Ö  11Ö  11
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Haupt- und Finanzausschuss 01.04.2020 

 

  öffentlich  Vorlage Nr. 218/2020-11 

    Stand 11.03.2020 

 
Betreff 
 

Mitteilung betr. Möglichkeiten zur Beschäftigung von Menschen in Langzeit-
arbeitslosigkeit sowie von Menschen mit Behinderung 

 
Sachverhalt 
 
Die Verwaltung hatte mit Vorlage 449/2019-11 zum damaligen Sachstand berichtet. 
 
Ergänzend teilt die Verwaltung mit, dass zwischenzeitlich die in der Vorlage genannten Ab-
stimmungsgespräche mit dem Integrationsfachdienst und dem Jobcenter Rhein-Sieg erfolgt 
sind. 
 
Im Ergebnis ist festzustellen, dass die Verwaltung den vorgenannten Stellen denkbare Ein-
satzprofile übermittelt hat und bei dortiger konkreter Vermittlungsmöglichkeit Kontakt aufge-
nommen wird. 
 
Beispielhaft wurden denkbare Einsatzbereiche in den Bereichen Hausmeisterdienste, Post-
stelle, Telefonzentrale, Zentrale Information und manuelle Unterstützung der IT-Abteilung 
erörtert. 
 
Im Rahmen des anstehenden Haushaltsplanungsprozesses wird die Verwaltung nach bishe-
rigem Stand zwei Vollzeitstellen zur Besetzung mit entsprechenden Kandidaten vorsehen. 
Soweit möglich, wird die Verwaltung aber auch bereits im laufenden Jahr versuchen, ent-
sprechende Personen einzusetzen, soweit entsprechende Potenziale zur Verfügung stehen. 
 
Ebenfalls wurde ein regelmäßiger Austausch zu Fragen der gegenseitigen Unterstützung 
vereinbart. 
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Haupt- und Finanzausschuss 01.04.2020 

 

  öffentlich  Vorlage Nr. 143/2020-1 

    Stand 11.03.2020 

 
Betreff 
 

Mitteilung / Halbjahresbericht des Bürgermeisters (Bereich HFA) 

 
Sachverhalt 
 
Nach § 6 Abs. 3 der Geschäftsordnung des Rates der Stadt Bornheim (GeschO) legt der 
Bürgermeister dem Rat halbjährlich eine Übersicht über die Beschlüsse des Rates vor, die 
vor mehr als drei Monaten gefasst und noch nicht – abschließend – ausgeführt sind. 
 
Für die Beschlüsse der Ausschüsse gilt diese Regelung gem. § 31 GeschO entsprechend. 
 
Der beigefügte Bericht umfasst die Beschlüsse im Beschlusszeitraum 01.07.2019 – 
31.12.2019 zum Zuständigkeitsbereich des Haupt- und Finanzausschusses. 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
 
Halbjahresbericht HFA 01.07.2019 – 31.12.2019 

Ö  13Ö  13
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Halbjahresbericht HFA 01.07.2019 – 31.12.2019 
 

Vorlagen-
nummer  

TOP-Betreff Sitzung Beschluss 

E
rl

e
d
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t 

N
ic

h
t 

E
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e
d

ig
t 

Sachstand 

568/2019-6 Antrag der CDU-Fraktion vom 
10.09.2019 betreffend Installie-
rung einer Photovoltaikanlage 
auf der Kita Rilkestraße 

10.10.2019 Der Hauptausschuss beauftragt die Verwaltung zu 
prüfen, ob die Installation einer Photovoltaikanlage auf 
der Kindertagesstätte Rilkestraße baulich umsetzbar 
und wirtschaftlich sinnvoll ist, um das energieintensive 
Hallen- und Freizeitbad zumindest zum Teil zu versor-
gen. 
 

 X Abstimmung mit SBB und Wirt-
schaftlichkeitsbetrachtung noch 
nicht erfolgt. 

681/2019-7 
 

Benennung der Planstraße im 
Baugebiet Bo 10, Bornheim 
 

28.11.2019 
 

Der Haupt- und Finanzausschuss beschließt, der her-
zustellenden Verkehrsanlage im Bebauungsplangebiet 
Bo 10 den Namen „Hanns-Dieter-Hüsch-Weg“ zu ge-
ben.  

 X Die Benennung der Planstraße 
im Bo 10 wurde noch nicht ver-
öffentlicht. Dies soll bis Mitte 
März 2020 erfolgen.  
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